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§	52	Verpflichtete	Unternehmen	

	
Die	Vorschriften	dieses	Abschnitts	gelten	für	alle	Versicherungsunternehmen	im	Sinne	von	§	2	Absatz	1	Nummer	7	
des	Geldwäschegesetzes.	
	
	

§	53	
Interne	Sicherungsmaßnahmen	

	
(1) Die	verpflichteten	Unternehmen	dürfen	im	Einzelfall	einander	Informationen	übermitteln,	wenn	tatsächliche	

Anhaltspunkte	dafür	vorliegen,	dass	der	Empfänger	der	Informationen	diese	für	die	Beurteilung	der	Frage	
benötigt,	ob	ein	Sachverhalt	nach	§	43	Absatz	1	des	Geldwäschegesetzes	der	Zentralstelle	für	
Finanztransaktionsuntersuchungen	zu	melden	oder	eine	Strafanzeige	nach	§	158	der	Strafprozeßordnung	zu	
erstatten	ist.	
	
Der	Empfänger	darf	die	Informationen	ausschließlich	verwenden,	um	Geldwäsche,	Terrorismusfinanzierung	
oder	sonstige	strafbare	Handlungen	zu	verhindern	oder	nach	§	158	der	Strafprozeßordnung	anzuzeigen.		
	
Er	darf	die	Informationen	nur	unter	den	durch	das	übermittelnde	Versicherungsunternehmen	vorgegebenen	
Bedingungen	verwenden.	

	
(2) Sofern	die	verpflichteten	Unternehmen	eine	interne	Revision	vorhalten,	haben	sie	sicherzustellen,	dass	ein	

Bericht	über	das	Ergebnis	einer	Prüfung	der	internen	Revision	nach	§	6	Absatz	2	Nummer	7	des	
Geldwäschegesetzes	jeweils	zeitnah	der	Geschäftsleitung,	dem	Geldwäschebeauftragten	sowie	der	
Aufsichtsbehörde	vorgelegt	wird.	

	
	

§	54	
Allgemeine	Sorgfaltspflichten	in	Bezug	auf	den	Bezugsberechtigten	

	
(1) Ein	verpflichtetes	Unternehmen	ist	unbeschadet	von	§	10	Absatz	1	Nummer	2	des	Geldwäschegesetzes	bei	

Begründung	der	Geschäftsbeziehung	auch	zur	Feststellung	der	Identität	eines	vom	Versicherungsnehmer	
abweichenden	Bezugsberechtigten	aus	dem	Versicherungsvertrag	nach	Maßgabe	des	§	11	Absatz	5	des	
Geldwäschegesetzes	verpflichtet.		
	
Soweit	Bezugsberechtigte	nach	Merkmalen	oder	nach	Kategorien	oder	auf	andere	Weise	bestimmt	werden,	
holt	das	verpflichtete	Unternehmen	ausreichende	Informationen	über	diese	ein,	um	sicherzustellen,	dass	es	
zum	Zeitpunkt	der	Auszahlung	in	der	Lage	sein	wird,	ihre	Identität	festzustellen	und	zu	überprüfen.		
	
Handelt	es	sich	bei	dem	Versicherungsnehmer	oder	bei	einem	vom	Versicherungsnehmer	abweichenden	
Bezugsberechtigten	um	eine	juristische	Person	oder	um	eine	Personenvereinigung,	so	haben	die	
verpflichteten	Unternehmen	gegebenenfalls	auch	deren	wirtschaftlich	Berechtigten	nach	Maßgabe	des	§	11	
Absatz	5	des	Geldwäschegesetzes	zu	identifizieren.	

	
(2) Ein	verpflichtetes	Unternehmen	hat	die	Pflicht	nach	§	10	Absatz	1	Nummer	4	des	Geldwäschegesetzes	auch	in	

Bezug	auf	den	vom	Versicherungsnehmer	abweichenden	Bezugsberechtigten	und	gegebenenfalls	in	Bezug	
auf	dessen	wirtschaftlich	Berechtigten	zu	erfüllen.		
	
Abweichend	von	§	11	Absatz	1	des	Geldwäschegesetzes	stellen	die	verpflichteten	Unternehmen	im	Fall	einer	
ganz	oder	teilweise	an	einen	Dritten	erfolgten	Abtretung	einer	Versicherung,	nachdem	sie	hierüber	informiert	
wurden,	die	Identität	des	Dritten	und	gegebenenfalls	die	Identität	seines	wirtschaftlich	Berechtigten	fest,	
wenn	die	Ansprüche	aus	der	übertragenen	Police	abgetreten	werden.		
	
Die	Überprüfung	der	Identität	eines	vom	Versicherungsnehmer	abweichenden	Bezugsberechtigten	und	
gegebenenfalls	die	Identität	von	dessen	wirtschaftlich	Berechtigten	kann	auch	nach	Begründung	der	
Geschäftsbeziehung	abgeschlossen	werden,	spätestens	jedoch	zu	dem	Zeitpunkt,	zu	dem	die	Auszahlung	
vorgenommen	wird	oder	der	Bezugsberechtigte	seine	Rechte	aus	dem	Versicherungsvertrag	in	Anspruch	zu	
nehmen	beabsichtigt.	
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(3) Die	nach	den	Absätzen	1	und	2	erhobenen	Angaben	und	eingeholten	Informationen	sind	von	dem	

verpflichteten	Unternehmen	nach	Maßgabe	des	§	8	des	Geldwäschegesetzes	aufzuzeichnen	und	
aufzubewahren.		
	
§	43	Absatz	1	des	Geldwäschegesetzes	ist	entsprechend	anzuwenden.	

	
	
	

§	55	
Verstärkte	Sorgfaltspflichten	

	
Handelt	es	sich	bei	einem	vom	Vertragspartner	abweichenden	Bezugsberechtigten	oder,	sofern	vorhanden,	um	den	
wirtschaftlich	Berechtigten	des	Bezugsberechtigten,	um	eine	politisch	exponierte	Person,	um	deren	
Familienangehörigen	oder	um	eine	ihr	bekanntermaßen	nahestehende	Person	nach	§	1	Absatz	12,	13	oder	14	des	
Geldwäschegesetzes,	haben	die	verpflichteten	Unternehmen,	wenn	sie	ein	höheres	Risiko	der	Geldwäsche	oder	der	
Terrorismusfinanzierung	feststellen,	über	die	in	§	15	Absatz	4	des	Geldwäschegesetzes	genannten	Pflichten	hinaus	
zusätzlich	
	
1. vor	einer	Auszahlung	ein	Mitglied	der	Führungsebene	zu	informieren,	

	
2. die	gesamte	Geschäftsbeziehung	zu	dem	Versicherungsnehmer	einer	verstärkten	Überprüfung	zu	

unterziehen,	
	

3. zu	prüfen,	ob	die	Voraussetzungen	für	eine	Meldung	nach	dem	Geldwäschegesetz	gegeben	sind.	
	
	

	


